
(kh) – Nun ist es auch statistisch
belegt: Patienten müssen beim
Zahnersatz seit Januar 2005 tie-
fer in die Tasche greifen als noch
im Vorjahr. So hat eine reprä-
sentative Auswertung der AOK
Bayern von in diesem Jahr vor-
gelegten Heil- und Kostenplä-
nen (HKP’s) gezeigt, dass in
55 % der Fälle aus den ersten
drei Quartalen eine gleich- oder
andersartige Versorgung und
damit eine privat abzurech-
nende Leistung geplant wurde.
Mit den Ergebnissen der eben-
falls durchgeführten Auswer-

tungen der HKP’s vom Vorjahr
ergibt sich für die AOK somit
eine Steigerung der durch-

schnittlichen Gesamtkosten je
geplanten Fall von 1.277,40 €
(2004) auf 1.443,34 € (2005).
Vor dem Hintergrund die-
ser Ergebnisse machten
die Krankenkassen da-
rauf aufmerksam, dass
genehmigte HKP’s nicht
durchgeführt werden.Be-
fürchtet wird daher eine
Beeinträchtigung der
Zahngesundheit vor al-
lem unterer Einkom-
mensgruppen. Eine in
Auftrag gegebene Studie
soll nun klären, welche
Änderungen am derzeitigen
System vorgenommen werden
müssen.
Doch auch ohne diese Ergeb-
nisse seien bereits jetzt Maß-
nahmen zu empfehlen. So
könne der Gesetzgeber den
Zahnärzten erhöhte Transpa-
renz der HKP’s vorschreiben.
Zudem wäre es sinnvoll, wenn
die Kassen für ihre Versicherten
mit den Zahnärzten Tarife für
gleich- und andersartige Leis-
tungen vereinbaren könnten.
Fast auf den Tag genau mit den
Kassen präsentierten auch die
Zahnärzte statistische Auswer-

tungen der KZBV zum Fest-
zuschuss-System.Diese zeigen 
jedoch ein gegenteiliges Bild.

„Das Versorgungsniveau wird
gehalten, die Kassenzuschüsse
der Patienten sind fast durch-
weg gleich hoch wie im letzten
Jahr, und die Zahnärzte rech-
nen sehr moderat ab“, bewer-
tete etwa KZBV-Vorstandsvor-
sitzender Dr. Jürgen Fedder-
witz die Untersuchungsergeb-
nisse. Die Zeche zahle also
nicht der Patient,so Fedderwitz
weiter. Erhöhte Zuzahlungen
für die Patienten und damit
auch Handlungsbedarf sieht
die KZBV lediglich bei den Zu-
schüssen zu Zahnersatz-Repa-
raturen.
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Überprüfung angekündigt. Das seit
Januar geltende Festzuschuss-System
beim Zahnersatz soll laut einer jüngst
zwischen Union und SPD getroffenen
Vereinbarung überprüft werden. Die ge-
plante Prüfung ist Teil eines Sparpake-
tes, welches neben Änderungen im Ver-
tragsrecht, wodurch den Kassen ein
leichteres Aushandeln von Verträgen
mit einzelnen Ärzten ermöglicht wird,
unter anderem auch eine Neuregelung
der ärztlichen Vergütung vorsieht. Zu-
dem steht eine Neuausrichtung des Fi-
nanzausgleichs unter den Kassen auf
dem Plan. Kernstück des von einer Ar-
beitsgruppe vorgelegten Papiers stellen
jedoch die schnell zu realisierenden
Maßnahmen dar, welche die rasant stei-
genden Ausgaben für Arzneimittel
bremsen sollen. So sieht das Sparpaket
beispielsweise einen zweijährigen
Preisstopp für Medikamente vor. Des
Weiteren ist ein Verbot für die so ge-
nannten Naturalrabatte – Einkaufvor-
teile der Pharmaindustrie an die Apothe-
ken – geplant. Die dadurch frei werden-
den Mittel sollen in Preissenkungen bei
Nachahmerpräparaten (Generika) in
Höhe von fünf Prozent fließen. Bei der
Klärung der Frage einer umfassenden
Reform des Gesundheitswesens konn-
ten sich die Politiker jedoch noch nicht
festlegen. Einig sei man sich jedoch da-
rüber, dass der Gesundheitsbereich
grundlegend modernisiert werden
müsse. So wolle man das Projekt in den
nächsten Monaten anpacken. (Reuters)

Versicherte zahlen Zeche. Einen
milliardenschweren Schaden richten
Betrug und Bestechung jährlich im Ge-
sundheitswesen an, so die Auffassung
der Anti-Korruptions-Initiative Transpa-
rency International. Die Zeche zahlen
letztendlich Versicherte und Patienten.
Würde diese Kriminalität erfolgreich be-
kämpft werden, wäre nach Ansicht des
Mainzer Staatsanwalts Roland Stein-
hart jede Gesundheitsreform zur Kosten-
senkung überflüssig. Das Problem stellt
jedoch eine erfolgreiche Verfolgung der-
artiger Straftaten dar. So fehlt Polizei und
Staatsanwaltschaft das nötige Perso-
nal, um in Arztpraxen sichergestellte Ak-
ten zeitnah und sorgfältig auszuwerten.
(Die Welt) 
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Private Abrechnungen gestiegen
Regionale Auswertung: Vermehrt Privatabrechnungen seit Einführung der Festzu-
schüsse / KZBV malt mit eigenen statistischen Auswertungen gegenteiliges Bild.

(kh) – Den Passanten am
Ende der Fußgängerzone Ti-
barg im Hamburger Stadt-
teil Niendorf bot sich vom
18. bis 20. Oktober ein recht
ungewohnter Anblick. Vor
ihnen positionierte sich der
gigantische Nobel Biocare-
Truck, vielen Zahntechni-
kern und Zahnärzten be-
reits als mobile Kurseinheit
bekannt.
An diesen Tagen stand der
Lastkraftwagen auf Initia-
tive der Zahntechniker-In-
nung Hamburg in enger Zu-
sammenarbeit mit der KZV
Hamburg jedoch ganz im
Dienste der Patienteninfor-
mation. Verunsichert darü-
ber, was ihnen an befund-
orientierten Festzuschüs-
sen überhaupt zusteht,
schieben viele Bürger eine
Zahnersatzbehandlung
auf. Gemeinsam mit der
KZV wollte die Hamburger
Innung dieses Problem an-

gehen und über das neue
System aufklären. Mit ei-
ner Innenfläche von rund 
50 m2 bot der Truck reich-
lich Platz zum Aufbau 
von drei In-
formations-
tischen mit 
Vitrinen, um
diesem An-
spruch ge-
recht zu wer-
den: Gezeigt
wurden da-
bei Schauar-
beitenmodel-
le aus einer
Reihe von
teilnehmen-
den Labora-
torien sowie
die variablen
goDent-Mo-
delle, die mit
allen Zahnersatz-Versor-
gungsformen bestückt wa-
ren. Der Clou dabei: Ein-
zelne Versorgungsformen

konnten in verschiedene
Positionen gedreht werden,
sodass zum Beispiel ein 
OK-Zahn zur einen Hälfte
als Metall-, zur anderen

Hälfte als Keramikversor-
gung präsentiert werden
konnte. Damit war es leicht
möglich, den Passanten an-
schaulich die Unterschiede
zwischen einer befund-
orientierten Grundversor-
gung, einer gleichartigen
und einer andersartigen
Zahnersatzversorgung zu
erklären. Neben Obermeis-
ter Hartmut Stemmann,
seiner Stellvertreterin Traute
Lorat und mehreren Den-
tallaborinhaber/-Innen, war
ganztägig für die Beratung
von  Abrechnungsfragen
der Leiter der KZV-Prüf-
abteilung Herr Hans Joa-
chim Hentschel anwesend.

An den drei Abenden ab 
18 Uhr referierten vier
Hamburger Zahnärzte in 
Beamer-Vorträgen über 
die drei Versorgungsva-

rianten und
über das brei -
te Spektrum
der Vielfalt
implantatge-
stützter Zahn-
ersatzversor-
g u n g s m ö g -
lichkeiten.
Rund 300 Pas-
santen sind
dem Angebot
von ZTI und
KZV gefolgt
und haben
sich im Truck
gezielt auf-
klären und
mit Informa-

tionsbroschüren von pro-
Dente und dem Kuratorium
perfekter Zahnersatz auf
ihr Problem abgestimmt
versorgen lassen.
Mit dem Ergebnis zeigt 
sich Hartmut Stemmann
zufrieden, auch wenn es,
gemessen an der Einwoh-
nerzahl Hamburgs (1,6
Millionen), nur ein Tropfen
auf dem heißen Stein sei.
Für die Innung war es ein
weiterer Auftritt in dieser
Richtung, ähnliche Aktio-
nen sind geplant: „Wir wer-
den weitere Zahnersatz-
Informationsveranstaltun-
gen kurzfristig organisie-
ren“, so Stemmann.

Hamburgs Versicherte wurden aufgeklärt
Verunsicherten Patienten geholfen! Eine gemeinsame Informationsoffensive der Kassenzahnärztlichen Vereini-
gung (KZV) und der Zahntechniker-Innung (ZTI) Hamburg zu Festzuschüssen auf gut besuchter Flaniermeile.

Informierten u. a. im US-Truck (v. l.): Hans-Joachim Hentschel (KZV), Dr./Ro Eric Banthien (KZV), Ute M. Rudolph
(Paul Tax) und Michael Sauernheimer (Paul Tax).

Bezüglich des Interviews mit dem KZBV-Vorsitzenden
Dr. Jürgen Fedderwitz, ZT 10/05, S. 2 (Anm. der Red.).

„In Ihrer Oktober-Ausgabe zeigen Sie auf, dass die Arbeitslosenzahlen im Zahn-
techniker-Handwerk weiter gestiegen sind und noch steigen werden. Eine Seite
weiter im Heft gibt Dr. Jürgen Fedderwitz ein Interview, was einfach unglaublich
ist. Der Mann hat den Blick für die Realität sowie den Bezug zur Basis völlig ver-
loren. Aber ich lade ihn gern in mein Dentallabor ein, wenn ich Ende des Jahres
noch auf dem Markt bin. Dann zeige ich ihm die Normalisierung und die positive
Bilanz des Festzuschuss-Systems mal auf. Der Mann hat anscheinend überhaupt
keine Ahnung, was eigentlich los ist.“

Kay-Uwe Münstedt,  Münstedt-Dentaltechnik GmbH

Leserbrief

Ziemlich überraschend hat sich der 2.
Senat des Bundesverfassungsgerichts
(BVerfG) auch zu den materiellrecht-
lichen Fragen der Grundrechtsverlet-
zungen durch das Beitragssicherungs-
gesetz geäußert, die primär mit den
beim 1. Senat anhängigen Verfas-
sungsbeschwerden der Zahntechniker
und Apotheker gerügt wurden.
So geht der 2. Senat u. a. auf die seitens
des Zahntechniker-Handwerks gerügte
Verletzung des Art. 12 Abs. 1 GG (Be-
rufsfreiheit) ein. Eine Verletzung dieses
Grundrechtes durch das BSSichG wird
jedoch seitens des 2. Senats als nicht
gegeben erachtet. Konkret wird die Ab-
senkung der Höchstpreise lediglich als
Eingriff in das Grundrecht der Berufs-
ausübungsfreiheit qualifiziert, der je-
doch durch die Sicherung eines „höher-
rangigen“ Gutes gerechtfertigt ist. Als
„höherrangiges“ Gut muss erneut das
Totschlagargument der Sicherung der
finanziellen Stabilität der gesetzlichen
Krankenversicherung herhalten. 
Zwischenzeitlich scheint dem Gesetz-
geber nahezu jeder Eingriff bei Leis-
tungserbringern erlaubt zu sein. Die
Begründung dieser Rechtfertigung gip-
felt schließlich in der Feststellung des
2. Senats: „Die von den Betroffenen
vorgetragenen Prognosen, das Zahn-
techniker-Handwerk werde nicht mehr
gewinnbringend ausgeübt werden
können, der Berufsstand werde zer-
schlagen …, haben sich nach inzwi-
schen mehr als zweijähriger Geltung
des Beitragssatzsicherungsgesetzes,

soweit ersichtlich, nicht bewahrhei-
tet.“ Mittlerweile dürfte jedem zahn-
technischen Unternehmer solche Aus-
sagen mehr als zynisch erscheinen, vor
allem vor dem Hintergrund, dass er
durch die Neuregelungen des GKV-Mo-
dernisierungsgesetzes (GMG) 2004 er-
neut wirtschaftlich schwer betroffen ist. 
Der 2. Senat des Bundesverfassungs-
gerichts, der ja lediglich über die Nor-
menkontrollklage der Länder Baden-
Württemberg und Saarland entschie-
den hat, hat wohl damit gleichzeitig an-
gekündigt, dass sich Zahntechniker und
Apotheker nichts vom 1. Senat des
Bundesverfassungsgerichtes erhoffen
dürfen. Es wäre blauäugig zu glauben,
die Senate hätten sich hier nicht abge-
stimmt. Nun wird allgemein zu erwar-
ten sein, dass der 1. Senat auch die Ver-
fassungsbeschwerden der Zahntechni-
ker negativ entscheidet. Das ist, nach
Erfahrung der Experten, zwischenzeit-
lich bei 99 % solcher Verfassungsbe-
schwerden so. Eine ernüchternde Zahl.
Vielleicht, so kann die letzte Hoffnung
lauten, stehen aber in der Begründung
manche kritischen Sätze für die Politi-
ker drin, die zur Vorsicht mahnen und
die Eingriffslust zu Lasten der Zahn-
techniker mindern.  
Aber: Man wird warten müssen, bis der
1. Senat konkret über die Verfassungs-
beschwerde der Zahntechniker ent-
schieden hat.

Verband Deutscher 
Zahntechniker-Innungen

Statement zum Beschluss des BVerfG 
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